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Während international nach 
Lösungen für eine Besteuerung 
von Übergewinnen gesucht 
wird, setzen immer mehr Län-
der Digitalsteuern und -abga-
ben im nationalen Rahmen um.

Das Papier untersucht, inwie-
fern eine deutsche Medienab-
gabe einen Beitrag dazu leisten 
kann, Digitalkonzerne in der 
Finanzierung des Gemeinwohls 
in die Pflicht zu nehmen.

Der Autor diskutiert, ob eine 
entsprechende Abgabe die 
Richtigen treffen würde, inwie-
fern die entstehenden Kosten 
an die Verbraucher_innen wei-
tergereicht werden könnten 
und welche Aussichten auf 
eine tatsächliche Umsetzung 
bestehen. 
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FRIEDRICH-EBERT-STIFTUNG – DIE DIGITALABGABE – EINE GUTE IDEE? 

Die gerechte Besteuerung und die effektive Regulierung der 
großen Digitalkonzerne beschäftigen die nationale und in-
ternationale politische Debatte schon seit vielen Jahren. Dass 
sich etwas ändern muss, ist weitgehend Konsens. Im Koaliti-
onsvertrag der Bundesregierung klafft bei diesem Thema – 
abgesehen vom Bekenntnis zur 2024 eingeführten globalen 
Mindeststeuer – aber eine auffällige Lücke (Bundesregierung 
2025). Erst das Kapitel zur Medienvielfalt verspricht die »Ein-
führung einer Abgabe für Online-Plattformen, die Medien-
inhalte nutzen« zu prüfen. Sie soll dem »Medienstandort zu-
gutekommen«. Kurz vor der ersten Reise von Bundeskanzler 
Merz in die USA setzte der Kulturstaatsminister und Medien-
beauftragte Weimer diese Abgabe in einem Interview auf 
die öffentliche Agenda (Tagesschau 2025). Die genaue Aus-
gestaltung ließ er offen: Von einer zweckgebundenen Me-
dienabgabe über eine Steuer für digitale Werbung wie in Ös-
terreich bis zu einer Digitalsteuer nach internationalem Vor-
bild. Seitdem gab es sowohl unterstützende als auch skepti-
sche Reaktionen (Heise Online 2025).

Dieser Policy Brief analysiert, ob der Vorschlag 1) die Richti-
gen trifft 2) die Kosten an die Verbraucher_innen weiterge-
geben werden und 3) wie realistisch und wünschenswert die 
Umsetzung ist. Dabei vergleicht er die zweckgebundene Ab-
gabe aus dem Koalitionsvertrag mit weitergehenden Vor-

 

DIE DIGITALABGABE – EINE GUTE IDEE?
ANTWORT: JA, ABER … 

schlägen für eine gerechte Besteuerung. Das Ergebnis: Eine 
Digitalabgabe wäre kein perfektes, aber ein praktikables und 
schnelles Instrument, um große Digitalkonzerne zumindest 
teilweise stärker in die Finanzierung des Gemeinwohls einzu-
beziehen. Sie könnte Einnahmen von ein bis zwei Milliarden 
Euro generieren und gemeinsam mit den Bemühungen in 
anderen Ländern den Druck für eine multilaterale Lösung mit 
Einnahmen von bis zu 20 Milliarden Euro erhöhen. 

DAS ÖSTERREICHISCHE MODELL:  
STEUER AUF DIGITALE WERBUNG

Seit 2020 erhebt Österreich eine Digitalsteuer, die 
sich gezielt auf Umsätze aus digitaler Werbung rich-
tet. Sie beträgt fünf Prozent auf den Umsatz und gilt 
für Unternehmen mit einem Umsatz von mindestens 
750 Millionen Euro weltweit und 25 Millionen Euro 
in Österreich. Die Digitalsteuer ergänzt die seit 2000 
bestehende Werbesteuer auf Print und TV. Über-
trägt man dieses Modell auf Deutschland und rech-
net die österreichischen Einnahmen von etwa 100 
Millionen Euro (BMF Österreich 2025) auf den deut-
schen Werbemarkt hoch, ergeben sich jährliche Ein-
nahmen von etwas weniger als einer Milliarde Euro, 
bei einem Steuersatz von zehn Prozent sogar fast 
zwei Milliarden Euro.

STEUER ODER ABGABE?

Um Einnahmen zu erzielen erhebt der Staat Steuern, 
ohne dafür konkrete Gegenleistungen festzulegen. 
Die zulässigen Steuerarten sind in Artikel 106 GG 
umschrieben, lassen dem Gesetzgeber aber viel In-
terpretationsspielraum. Zweckgebundene Sonder-
abgaben sind im Grundgesetz nicht extra geregelt 
und können deswegen im Rahmen der Sachgesetz-
gebungskompetenz (also z.B. der Regulierung des 
Medienmarktes) beschlossen werden.

DAS AUSTRALISCHE MODELL: 
VERHANDLUNGEN STATT STEUER

In Australien gibt es seit 2021 ein Gesetz, das Platt-
formen wie Google und Meta verpflichtet, über Li-
zenzzahlungen mit Medienunternehmen zu verhan-
deln. Eine Analyse aus dem Jahr 2022 schätzt, dass 
Google und Meta zusammen mehr als 30 Verträge 
mit Newsanbietern geschlossen haben, die zusam-
men mehr als 90 Prozent des Marktes ausmachen 
(Sims 2022). Mit über 100 Millionen Euro liegen die 
Transfers etwa auf österreichischem Niveau – aller-
dings bei einem etwa dreimal so großen Werbe-
markt. Eine Modellrechnung des Leibniz-Zentrum 
für Europäische Wirtschaftsforschung (ZEW 2022) 
kommt zu dem Ergebnis, dass private Verhandlun-
gen unter öffentlichem Druck die beste Lösung sind 
und verweist auf die in der EU Richtlinie 790/2019 
vorgesehenen Strafen, die eine ähnliche Funktion 
einnehmen könnten.
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Trifft die Abgabe die Richtigen?

Digitale Werbung macht mittlerweile über die Hälfte des 
deutschen Werbemarktes aus. Die Einnahmen summierten 
sich einer Schätzung zufolge im Jahr 2024 auf etwa 14 Mil-
liarden Euro (ZAW 2025). Die Einnahmen über Zeitungen 
(gedruckt und digital) sanken fast spiegelbildlich zum 
Wachstum der Onlinewerbung auf weniger als sieben Milli-
arden Euro.

Eine Abgabe auf digitale Werbung würde vor allem Alpha-
bet (Google), Meta (Facebook) und Amazon betreffen. In 
Frankreich zahlen allein Google und Meta schätzungsweise 
75 Prozent der Steuern (CRS Report for Congress 2024). Bei 
Meta stammen fast 100 Prozent der Einnahmen aus digita-
ler Werbung, bei Alphabet sind es etwa 80 Prozent, bei 
Amazon weniger als zehn Prozent. Die Cloud-Dienste und 
der Online-Markplatz von Amazon sowie digitale Dienste 
anderer Anbieter wie Microsoft wären von einer Steuer oder 
Abgabe auf Online-Werbung nicht betroffen.

 

TRIFFT DIE ABGABE DIE RICHTIGEN?
ANTWORT: JA, ABER NUR EINEN KLEINEN TEIL VON IHNEN.

DIGITALSTEUERN IN ANDEREN LÄNDERN

In der EU haben acht Länder eine Digitalsteuer umgesetzt, 
andere haben eine Umsetzung zumindest angekündigt. 
Auch außerhalb der EU gibt es Staaten, die eine solche Steu-
er umgesetzt haben oder planen, darunter z.B. Kanada und 
Neuseeland. Der Steuersatz reicht dabei von 1,5 Prozent in 
Polen über drei Prozent in Frankreich bis zu 7,5 Prozent in 
Ungarn. Zusätzlich zur Werbung betrifft die Steuer in eini-
gen Staaten auch Cloud-Dienste, Online-Plattformen und 
Marktplätze oder Streamingdienste. Oft ist die Steuer auf 
große Unternehmen mit Umsätzen von mindestens 25 Milli-
onen Euro national und 750 Millionen Euro global be-
schränkt.

Tabelle 1
Digitalsteuern in anderen Ländern

Quelle: Eigene Darstellung basierend u. a. auf EU Tax Observatory, 2023

Land Start Steuersatz
Umsatzgrenze

 national
Umsatzgrenze 

global
Betroffene 

Dienste

Frankreich 2019 3 % 25 Mio. € 750 Mio. € Werbung; digitale Schnittstellen; Nutzer_innendaten

Ungarn 2019 7,5 % ca. 250 T€ – Medieninhalte; Werbung

Österreich 2020 5 % 25 Mio. € 750 Mio. € Werbung

Italien 2020 3 % – 750 Mio. € Werbung; Schnittstellen; Nutzer_innendaten

Polen 2020 1,5 % – – Streamingdienste

Spanien 2021 3 % 3 Mio. € 750 Mio. € Werbung; Nutzer_innendaten

Portugal 2021 1,5 % – – Video Streaming

Dänemark 2025 2–5 % 2 Mio. € – Video-Streaming
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WIRD DIE ABGABE AN DIE KUND_INNEN 
WEITERGEREICHT?
ANTWORT: EHER NICHT, WENN DOCH WÄRE DAS GANZ IM SINNE DER ERFINDER.

FRIEDRICH-EBERT-STIFTUNG – DIE DIGITALABGABE – EINE GUTE IDEE? 

Gegner_innen der Digitalabgabe argumentieren häufig, 
die Digitalkonzerne könnten die Kosten einfach an ihre 
Nutzer_innen weitergeben, indem sie etwa Werbetarife er-
höhen oder bestimmte Dienstleistungen einschränken. Tat-
sächlich weist Google die zusätzlichen Kosten in der Rech-
nung an die Kunden_innen aus (Google o.J.) und hat 2014 
als Reaktion auf eine Werbeabgabe in Spanien Google 
News vorübergehend eingestellt. Auch eine Studie für den 
US-Kongress schätzt, dass ein Großteil der Kosten an die 
Kunden_innen weitergereicht wird (CRS Report for Con-
gress 2024). Empirische Belege dafür gibt es aber bisher 
kaum. In einer Befragung aus dem Jahr 2021 gaben 42 Pro-
zent der Unternehmen an, die Kosten an ihre Geschäfts-
partner_innen weiterzugeben, 28 Prozent trugen die Kos-
ten selbst. Beispielsweise kündigte Facebook 2020 an, die 
Digitalsteuer in Großbritannien nicht weiterzureichen (WEF 
2023). Die aktuellste und detaillierteste Studie schätzt 
schließlich anhand öffentlich einsehbarer Daten, dass bei 
Amazon ein großer Teil der Steuern an die Nutzer_innen 
des Marktplatzes und von denen wiederum an die End-
kund_innen weitergereicht wurde – allerdings nicht in allen 
Ländern und auch nicht für Bücher, die einem Festpreis un-
terliegen (Langenmayr & Muddasani, 2025). 

Selbst für den Fall, dass die Kosten weitergereicht werden, 
wären die Hauptbetroffenen zunächst die Werbetreiben-
den und nicht die Endkund_innen. Für sie wird Online-Wer-
bung auf den von der Abgabe betroffenen Plattformen 
teurer. Das würde die Konkurrenzfähigkeit von Verlagen 
und kleineren Plattformen erhöhen – und wäre damit ganz 
im Sinne des Erfinders. Selbst wenn die Abgabe von den 
Plattformen an die Werbetreibenden und von diesen an 
die Endkund_innen weitergereicht werden, würde das vor 
allem Konsumgüter verteuern, zu denen es auch günstige-
re Alternativen mit geringeren Werbekosten gibt.

Tabelle 2
Die größten Werbetreibenden

Quelle: Nielsen Media Research (2025), Bruttowerbeausgaben Mai 2025

Rang Unternehmen Anteil

1 Procter & Gamble 5,2 %

2 Rewe 1,9 %

3 Lidl 1,8 %

4 Kaufland 1,4 %

5 Henkel 1,2 %

6 Ferrero 1,1 %

7 ALDI 1,0 %

8 PharmaSGP 0,9 %

9 Vodafone 0,9 %

10 Unilever 0,8 %
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Gibt es eine Chance auf Umsetzung und wäre das wünschenswert?

GIBT ES EINE CHANCE AUF UMSETZUNG 
UND WÄRE DAS WÜNSCHENSWERT?
ANTWORT: JA, DIE STEUER LIEßE SICH SCHNELL UMSETZEN. DEUTSCHLANDS  
ENTSCHEIDUNG KÖNNTE DEN WEG FÜR EINE – IDEALERWEISE NOCH  
WEITERREICHENDE – EUROPÄISCHE UND INTERNATIONALE LÖSUNG EBNEN.

Nach der OECD-Einigung von 2021 galt bis Ende 2024 ein 
Moratorium für neue Digitalsteuern. Bestehende Steuern – 
wie zum Beispiel in Frankreich oder Österreich – waren in 
dieser Zeit ausgesetzt, werden aber ab 2025 auch rück-
wirkend erhoben, weil die Einigung von 2021 bisher nicht 
umgesetzt wurde. Die Europäische Kommission denkt im 
Rahmen der Haushaltsplanung über neue Eigenmittel 
nach – darunter auch eine Sondersteuer für große (Digital)
Konzerne (Spiegel 2025). Schließlich beschäftigt sich bei 
den Vereinten Nationen (VN) eine Arbeitsgruppe im Rah-
men der VN-Steuerrahmenkonvention mit der Besteue-
rung digitaler Konzerne. Bisher fehlt aber der nötige poli-
tische Druck für eine Einigung. Das zentrale Gegenargu-
ment gegen die Steuer ist die befürchtete Reaktion der 
US-Regierung.

In diesem Umfeld könnte eine deutsche Digitalabgabe ein 
sinnvoller Zwischenschritt sein. Sie könnte kurzfristig die 
Medienvielfalt stärken und als Druckmittel in den Verhand-
lungen mit der US-Regierung dienen. Mittelfristig könnte 
sie zu einer europäischen Einigung auf eine Digitalsteuer 
beitragen und eine Einigung auf Ebene von OECD oder VN 
ermöglichen, die auch von den USA anerkannt werden 
müsste.

Deutsche  
Digitalabgabe

Europäische  
Digitalsteuer

Globale  
Übergewinn-

steuer

 
ÜBERGEWINNSTEUER ALS 
ALTERNATIVE

Spätestens seit 2013 arbeitet die Organisation für 
Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 
(OECD) an einer gerechteren Besteuerung von Digital-
konzernen. Im Maßnahmenpaket gegen Gewinnver-
lagerungen multinationaler Konzerne aus dem Jahr 
2015 war das Aktionspunkt 1. 2019 legte die OECD 
konkrete Vorschläge für die Besteuerung von digita-
len Diensten vor. 2021 einigten sich die beteiligten 
Staaten aber auf ein grundlegend anderes Konzept – 
nämlich eine Neuverteilung von Besteuerungsrechten 
für Residualgewinne, sprich Übergewinne. Nach Defi-
nition der OECD betrifft dies sehr große Konzerne mit 
einem Umsatz von mehr als 20 Milliarden US-Dollar 
und einer Umsatzrendite, die mindestens drei Jahre 
lang über zehn Prozent liegt – neben Digitalkonzer-
nen wie Microsoft also auch Unternehmen wie Apple 
oder Philip Morris. Laut OECD sollte zumindest ein Teil 
dieser Übergewinne dort versteuert werden, wo er 
entstanden ist – nämlich im Land der Kunden. Würde 
man dieses Konzept konsequent anwenden und 
Übergewinne nicht nur neu verteilen, sondern auch 
höher besteuern, ergäben sich für Deutschland Meh-
reinnahmen von schätzungsweise 20 Milliarden Euro 
pro Jahr (Netzwerk Steuergerechtigkeit 2025).
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FAZIT: EIN ERSTER SCHRITT ZUR  
GERECHTEN BESTEUERUNG

FRIEDRICH-EBERT-STIFTUNG – DIE DIGITALABGABE – EINE GUTE IDEE? 

Eine Digitalabgabe wäre kein perfektes, aber ein praktikab-
les und schnelles Instrument, um große Digitalkonzerne zu-
mindest teilweise stärker in die Finanzierung des Gemein-
wohls einzubeziehen oder zumindest den Medienpluralis-
mus zu stärken. Sie würde in erster Linie Google und Meta 
treffen, also Unternehmen, die den Großteil ihrer Gewinne 
aus digitaler Werbung erzielen. Einen Teil der Kosten wür-
den sie an Werbetreibende und Kund_innen weitergeben, 
damit aber alternative Werbeanbieter_innen attraktiver ma-
chen. Die Digitalabgabe könnte damit ein einfaches Instru-
ment sein, bis multilaterale Lösungen greifen.

INITIATIVEN ZUR GERECHTEN BESTEUERUNG 
VON DIGITALKONZERNEN WELTWEIT

Viele Länder mit einer Digitalsteuer liegen in der Europäi-
schen Union. Aber auch darüber hinaus gab und gibt es 
nationale Maßnahmen zur gerechten Besteuerung von Di-
gitalkonzernen. Indien hat bereits 2016 eine Quellensteuer 
für digitale Dienste aus dem Ausland eingeführt. Auf Druck 
der USA wurde diese 2025 abgeschafft. Dafür versucht In-
dien weiterhin Unternehmen ohne physische Präsenz im 
Land zu besteuern. In Kenia gab es seit 2020 verschiedene 
Versuche, digitale Dienste zu besteuern. Seit Ende 2024 ist 
die kenianische Digitalsteuer auf ausländische Anbieter oh-
ne physische Präsenz beschränkt. Kanada verhandelt aktu-
ell mit den USA, ob eine 2024 beschlossene Digitalsteuer 
erhoben wird oder nicht.

Tabelle 3
Beispielrechnung

Umsatz 100 Euro

Gewinn 50 Euro

Besteuerung  
(derzeit)

ca. 15 Prozent  
(davon in Deutschland  

ca. drei Euro)

Zusätzliche Digitalabgabe 
(10 Prozent Umsatzsteuer)

10 Euro

Gesamtsteuerlast: 25 Euro auf 50 Euro Gewinn = 50 Prozent
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Fazit: Ein erster Schritt zur gerechten Besteuerung
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DIE DIGITALABGABE – EINE GUTE IDEE? 

Große Digitalkonzerne werden kaum 
oder nicht ausreichend besteuert. Dass 
sich in dieser Hinsicht etwas ändern 
muss ist weitgehend Konsens, nur über 
das wie wird gerungen. Während inter-
national nach Lösungen für eine Be-
steuerung von Übergewinnen gesucht 
wird, setzen immer mehr Länder Digi-
talsteuern und -abgaben im nationalen 
Rahmen um.

Vor dem Hintergrund der Erfahrungen 
anderer Länder untersucht der Autor 
die im Koalitionsvertrag der Bundesre-
gierung vorgesehene Medienabgabe. 
Er diskutiert, ob eine entsprechende 
Abgabe die Richtigen treffen würde, in-
wiefern die entstehenden Kosten an 
die Verbraucher_innen weitergereicht 
werden könnten und welche Aussich-
ten auf eine tatsächliche Umsetzung 
bestehen. Er argumentiert, dass im Fal-
le einer Kostenweitergabe vor allem die 
Werbetreibenden und nicht die End-
kund_innen betroffen wären, wodurch 
letztendlich die Konkurrenzfähigkeit 
von Verlagen und kleineren Plattfor-
men erhöht würde.

Der Autor kommt zu dem Schluss, dass 
eine Digitalabgabe zwar kein perfektes, 
aber ein praktikables und schnelles Ins-
trument wäre, um große Digitalkonzer-
ne zumindest teilweise stärker in die Fi-
nanzierung des Gemeinwohls einzube-
ziehen oder zumindest den Medienplu-
ralismus zu stärken. Er schätzt, dass sie 
Einnahmen von ein bis zwei Milliarden 
Euro generieren und gemeinsam mit 
den Bemühungen in anderen Ländern 
den Druck für eine multilaterale Lösung 
mit Einnahmen von bis zu 20 Milliarden 
Euro erhöhen könnte.




